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BREMERHAVEN. Aalweibchen ge-
ben bei ihrer Wanderung eingela-
gerte Schwermetalle an ihre Eier
ab. Dies könne Gesundheit und
Fortpflanzung der Tiere, die auf
der Roten Liste stehen, beein-
trächtigen. Das berichten For-
scher um Marko Freese vom Thü-
nen-Institut für Fischereiökologie
in den „Proceedings“ der US-
Akademie der Wissenschaften.

Die Wissenschaftler, unter ih-
nen Mitarbeiter der Rheinisch-
Westfälischen Technischen Hoch-
schule Aachen, untersuchten den
Abbau von Knochen- und Mus-

kelsubstanz während der Ge-
schlechtsreifung der Aale. Dabei
entdeckten sie, dass in Muskeln,
Knochen und Leber angesammel-
te Schwermetalle wie Cadmium
und Quecksilber in die Eierstöcke
der weiblichen Aale gelangen.

Umweltschützer hatten schon
vor Jahren darauf hingewiesen,
dass Europäische Aale aus in-
dustriell genutzten Flüssen ho-
he Schadstoffgehalte aufweisen.
„Schwermetalle und einige ande-
re Schadstoffe setzen sich in
Fluss-Sedimenten ab, in deren
Nähe wiederum die Aale bevor-

zugt leben und belastete Nahrung
aufnehmen“, sagt Freese. Im Ge-
gensatz zu anderen Fischarten re-
produzieren sich Aale nur einmal
im Leben. Bis dahin vergeht mehr
als ein Jahrzehnt. „Während die-
ser Zeit fressen und wachsen die
Aale und speichern dabei laufend
Schadstoffe in ihren Körpern.“

Zum Laichen schwimmen Aale
bis zu 6000 Kilometer in die Sar-
gassosee. Während dieser Wande-
rung fressen die Tiere nicht, son-
dern bauen Energiereserven ab
und beginnen damit, Eier und Sa-
menzellen zu bilden. (dpa)

Schwermetalle gefährden Aale
Experten des Thünen-Instituts für Fischereiökologie schlagen Alarm
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Wetter

Wenn es nach der Bundes-
regierung geht, sollen Fahr-
räder eine stärkere Position
im Straßenverkehr bekommen
– auch als klimafreundliche
Form der Mobilität.

Regierung will
Radler stärken

Verkehr

TV-Tipp

In dem Dokumentarfilm mit
dem Untertitel „Europa vor
der Wahl“ kommen Demo-
kratieverfechter und -kritiker
zu Wort. Arte, 20.15 Uhr

Doku „Demokratie
unter Druck“

Ausführlich:

Dienstag Mittwoch Donnerstag

Sonne und Wolkenfelder
wechseln sich ab.

14° 14° 16°

Heiter bis wolkig,
überwiegend trocken

Hintergrund

Lokales

KÜHNE ATTACKIERT HSV-FÜHRUNG
Investor forderte Rauswurf von

Trainer Wolf. Sport
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Streit über Iran-Politik: Maas trifft Pompeo
Angesichts neuer Spannungen in der Golfregion warnen Deutschland
und Großbritannien die USA vor einem Krieg mit dem Iran. Die Bundes-
regierung sei sehr besorgt und wolle nicht, dass es zu einer militäri-
schen Eskalation komme, sagte Außenminister Heiko Maas (SPD, links)
am Montag nach einem Treffen mit seinem US-Kollegen Mike Pompeo
in Brüssel. Foto: Janine Schmitz/Photothek.Net/Auswärtiges Amt/dpa

Ab 2020 bekommen Lehrlinge eine
Mindestvergütung von 515 Euro
im Monat, im Jahr darauf soll
sie sich auf 550 Euro erhöhen. Für
2022 und 2023 sind Zuwächse auf
585 beziehungsweise 620 Euro
vorgesehen. Zudem sollen diese
Sätze nach dem ersten Ausbil-
dungsjahr schrittweise steigen – im
zweiten und dritten Jahr der Lehre
um 18 beziehungsweise 35 Prozent
und im vierten Lehrjahr um 40
Prozent. Ab 2024 soll die Mindest-
vergütung dann auf „Grundlage
der durchschnittlichen Entwick-
lung der vertraglich vereinbarten
Ausbildungsvergütungen angepasst
werden“. So steht es im Reform-
entwurf von Bundesbildungsminis-
terin Anja Karliczek (CDU).

Bei der geplanten Regelung gibt
es auch Ausnahmen. So darf die
Mindestentlohnung für Lehrlinge
niedriger ausfallen, wenn die Tarif-
parteien entsprechende Vereinba-
rungen getroffen haben. Dort, wo
die Mindestvergütung nicht so
schnell gewährleistet werden kön-
ne, solle den Unternehmen ge-
meinsam mit den Sozialpartnern
ein längerfristiger Einstieg ermög-
licht werden, erklärte Karliczek.

Laut Bundesinstitut für Berufs-
bildung (BIBB) lag die tarifliche
Ausbildungsvergütung im vergan-
genen Jahr bei durchschnittlich
908 Euro brutto im Monat. Beson-
ders hoch war der Lehrlingslohn
bei angehenden Maurern(1159 Eu-
ro), Mechatronikern (1088 Euro)
sowie Industriekaufleuten (1047
Euro). Am unteren Ende der Skala
waren Auszubildende im Bäcker-
handwerk (678 Euro), angehende
Floristen (617 Euro), Friseure (584
Euro) sowie Schornsteinfeger (518
Euro). Zu beachten ist, dass es sich
hier um Durchschnittswerte über
die gesamte Ausbildungszeit hin-
weg handelt. So erhält etwa ein

Schornsteinfeger-Azubi im ersten
Lehrjahr nur 450 Euro pro Monat.
Hinzu kommt, dass nur noch etwa
die Hälfte der Betriebe in Deutsch-
land tarifgebunden ist.

Nach einer im Vorjahr veröffent-
lichten BIBB-Untersuchung zahlt
etwa jeder neunte Ausbildungsbe-
trieb seinen Lehrlingen weniger als
500 Euro im Monat. Wie ein Spre-
cher der Behörde erklärte, würde
sich die Einführung einer Mindest-
vergütung oberhalb dieser Marke
insbesondere auf kleine Hand-
werksbetriebe auswirken. Der Zen-
tralverband des Deutschen Hand-
werks kritisierte die Gesetzesinitia-
tive daher auch als schweren Ein-
griff in die Betriebs- und Tarifauto-
nomie, der kleine Betriebe in
strukturschwachen Regionen in
besonderem Maße belasten werde.

Regierung plant
Azubi-Mindestlohn
Reform an diesem Mittwoch im Bundeskabinett – Kritik vom Handwerk

Von Stefan Vetter, Büro Berlin

BERLIN. Die Bundesregierung
plant einen Mindestlohn für Aus-
zubildende. Eine entsprechende
Reform des Berufsbildungsgeset-
zes soll an diesem Mittwoch im
Kabinett verabschiedet werden.
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Mehr zum Thema
Kommentar: Eine
sinnvolle Investition
···························································
Mein Geld: Azubis
haben heute die Wahl

HAMBURG/HANNOVER. Der Direk-
tor des Deutschen Mieterbunds,
Lukas Siebenkotten, hat den Vor-
schlag von Bundesjustizministe-
rin Katarina Barley (SPD) zur
Verschärfung der Mietpreisbrem-
se begrüßt. „Es ist richtig, wenn
Mieter rückwirkend zu viel ge-
zahltes Geld vom Vermieter zu-
rückverlangen könnten“, sagte er
am Montag bei NDR Info. Bis-
lang müssen Eigentümer erst ab
demjenigen Zeitpunkt die über-
höhte Miete reduzieren, an dem
sie vom Mieter dafür gerügt wer-
den. Barley will das ändern.

Siebenkotten sagte, er erwarte
von der geplanten Gesetzesver-
schärfung jedoch keine allgemeine
mietdämpfende Wirkung. „Die
Mietpreisbremse betrifft nur Neu-
und Wiedervertragsmieten, aber
nicht die laufenden Verhältnisse,
die mehr als 90 Prozent aller Miet-
verhältnisse ausmachen.“ Dafür
sei eine Deckelung des Mietan-
stiegs nötig. Um den Markt zu be-
ruhigen, schlug Siebenkotten vor,
Mieten für einen begrenzten Zeit-
raum, zum Beispiel fünf Jahre
lang, nur noch in Höhe der Inflati-
onsrate steigen zu lassen. (epd)

Kommentar /Meinung

Mietpreisbremse

Mieterbund
begrüßt Pläne
von Barley


